
  
Anwalt für Strafrecht: Täuschung von Internet-Versandanbietern

  

Für den Nachweis einer Täuschung eines Mitarbeiters eines Internet-Versandanbieters genügt es nicht,
darauf abzustellen, dass dieser generell ein Vertrauen in die Zahlungswilligkeit und Berechtigung des
Bestellenden hat. Vielmehr ist es erforderlich, den betroffenen Mitarbeiter zu tatbestandsrelevanten
Vorstellungen in der Hauptverhandlung zu vernehmen.

  

Für einen Betrug muss der Beschuldigte den Betroffenen täuschen. Eine entsprechende Täuschung liegt
dann vor, wenn der Betroffene, welcher die Vermögensverfügung vornahm, irrige Vorstellungen hatte.
Regelmäßig ist die irrende Person deshalb zu ermitteln und in der Hauptverhandlung zu
tatsbestandsrelevanten Vorstellungen zu vernehmen. In seinem Beschluss vom 17. Juni 2014 (2 StR
658/13) hatte sich der Bundesgerichtshof damit zu befassen, ob es bei der Täuschung von Angestellten
eines online Versandhandels genügt, darauf abzustellen, dass diese die Verfügung im Vertrauen auf die
Zahlungswilligkeit und
 -berechtigung des Beschuldigten vornahmen. Der Beschuldigte bestellte bei mehreren Internet-
Versandhändlern Gegenstände. Diese Bestellungen erfolgten unter Verwendung eines fremden Namens
und mittels Kreditkarten in fremdem Namen. Nach Auffassung des Landgerichts war es für die
Feststellung einer Täuschung von Mitarbeitern der online Versandhändler nicht erforderlich, diese zu
eventuellen Täuschungsvorstellungen zu vernehmen. Vielmehr ist es als selbstverständlich anzusehen, dass
Mitarbeiter von Internet-Versandanbietern eine Bestellung grundsätzlich im Vertrauen auf die
Zahlungswilligkeit des Bestellers und im Vertrauen auf die Berechtigung zur Verwendung der Kreditkarten
ausführen. Im Anschluss daran verurteilte das Landgericht den Beschuldigten wegen Betruges. Nach
Auffassung des Bundesgerichtshofs genügt es für die Begründung einer Täuschung jedoch nicht, alleine
auf das vermeintliche generelle Vertrauen der Mitarbeiter des Versandhändlers in die Zahlungswilligkeit
und Berechtigung des Beschuldigten abzustellen. Es wäre erforderlich gewesen, zumindest einige der
Getäuschten zu ermitteln und in der Hauptverhandlung über tatbestandsrelevante Vorstellungen zu
vernehmen.
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